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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  3 1  

vom 14. Jänner 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y, sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und Dr. 

G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 5: vom Bundesministerium für soziale Verwaltung: Ministerialrat Dr. A d l e r. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 17.00 – 01.15 

 

Reinschrift (4 ½ Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Bekleidungsaushilfe für Offiziere und Offiziersstellvertreter. 

2. Abänderung des Heeresgebührengesetzes. 

3. Erster Nachtrag zum Militärbesoldungsübergangsgesetz. 

4. Erteilung eines Vorschusses an die Aktiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen. 

5. Streik der Postangestellten. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 3.370, Ministerratsvortrag (3 

Seiten): Notstandsaushilfe für die beim Heer eingeteilten Offiziere und Offiziersstellvertreter 

in Form einer einmaligen, unentgeltlichen Beteilung mit einer Garnitur Bekleidung, bestehend 

aus Mantel, Bluse, Hose und Fussbekleidung 

Beilage zu Punkt 2, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 18.544, Ministerratsvortrag (1 
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Seite): Abänderung einiger Bestimmungen des Gesetzes vom 20. Mai 1920 über die 

Gebühren der österreichischen Wehrmacht St.G.Bl.Nr. 235; Bundesgesetz (3 ½ Seiten); 

Begründung (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3, Bundesministerium für Heereswesen Zl. 18.537, Ministerratsvortrag (1 

Seite): Herausgabe des 1. Nachtrages zum Militärbesoldungsübergangsgesetz; Bundesgesetz 

(9 ½ Seiten); Begründung (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4, Bundesministerium für Verkehrswesen, ohne Zahl, Ministerratsvortrag (2 

½ Seiten): Erteilung eines Vorschusses an die Aktiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen 

Beilage zu Punkt 5, [Bundeskanzleramt], ohne Zahl, Gutachten der drei Mitglieder des 

Verwaltungsgerichtshofes über die Frage der dienstlichen Stellung des Nachwuchses im 

Bereiche der Postverwaltung (2 ½ Seiten) 

Weiters liegt bei: 

[Bundesministerium für Äußeres], ohne Zahl, Vermerk über ein Telegramm vom 14. Jänner 

1921 von Oberst Logan, Vertreter Amerika´s an Oberst Causey, den amerikanischen 

Transportreferenten in Wien betreffend die Kohlenfrage 

 

1. 

Bekleidungsaushilfe für Offiziere und Offiziersstellvertreter. 

Bundesminister Dr. G l a n z führt aus, der Verband der Berufsunteroffiziere - jetzt 

Offiziersstellvertreter - habe unter Darlegung der wirtschaftlichen Notlage seiner Mitglieder 

beim Bundesministerium für Heereswesen die schriftliche Bitte um unentgeltliche Beteilung 

mit einer Dienstkleidung vorgebracht. Desgleichen haben zahlreiche Gagisten, insbesondere 

die in die Wehrmacht übernommenen ehemaligen Berufsangehörigen der bestandenen 

Kriegsmarine, die über die für das Heer vorgeschriebene Uniform überhaupt nicht verfügen, 

ebenfalls um unentgeltliche Beistellung der Dienstkleidung gebeten. 

Allen diesen Bitten konnte das Bundesministerium für Heereswesen, da die gesetzliche 

Regelung der Bekleidungs- und Rüstungsgebühr noch ausstehe, nicht willfahren. 

Im Sinne des Heeresgebührengesetzes, II. Hauptstück, § 14, Ziffer 2, seien sonstige 

besondere Gebühren, dann Gebühren aus besonderen Anlässen usw., die sich aus der 

Eigentümlichkeit des Militärdienstes ergeben - und zu diesen Gebühren zählt nach Ansicht 

des Bundesministeriums für Heereswesen auch die Bekleidungs- und Rüstungsgebühr - 

erstmalig durch Gesetz zu regeln. Die Vorarbeiten zu diesem Gesetze seien zwar im Gange, 

die Verschiedenheit der Materien, die darin behandelt werden sollen sowie die vor Festlegung 

der Detailbestimmungen notwendigen Verhandlungen erfordern jedoch geraume Zeit, 



31 – 1921-01-14 

weshalb die Einbringung des Gesetzes erst zu einem späteren Zeitpunkte möglich sein werde. 

Mit Rücksicht auf die durch die fortschreitende Teuerung geschaffene Notlage und die 

durch die Eigentümlichkeit des Heeres-(Truppen-)Dienstes bedingte raschere Abnützung der 

Bekleidung könne sich das Bundesministerium für Heereswesen auf die Dauer den 

gerechtfertigten Bitten um unentgeltliche Beistellung der Dienstkleidung umsoweniger 

verschließen, als auch an die Gendarmerie und Polizei eine unentgeltliche Naturalaushilfe an 

Bekleidung gewährt worden sei. Die Auslagen für eine einmalige unentgeltliche 

Dienstkleideraushilfe im Betrage von rund 22 Millionen Kronen würden im ersten Nachtrag 

zum Heeresvoranschlag 1920/21 anzusprechen sein. 

Der sprechende Minister stelle demnach den Antrag, der Ministerrat wolle das 

Bundesministerium für Heereswesen ermächtigen, jenen als Offiziere und 

Offiziersstellvertreter für die Übernahme in das Heer definitiv bestätigten Militärpersonen, die 

tatsächlich bei Truppenkörpern ständigen Dienst versehen und an allen Dienstverrichtungen 

der Truppe dauernd ausübend teilnehmen müssen, als einmalige Notstandsaushilfe eine 

Garnitur Bekleidung, bestehend aus Mantel, Bluse, Hose und Fußbekleidung zur 

unentgeltlichen Benützung zu überlassen. Die Detailbestimmungen bezüglich des 

Personenkreises, die Bezugsmodalitäten usw. wären durch das Bundesministerium für 

Heereswesen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen zu erlassen. 

In der darauffolgenden Debatte verweisen die Bundesminister Dr. G r i m m und Dr. 

P a l t a u f auf die Möglichkeit von Rückwirkungen dieser Maßnahme auf andere 

Staatsangestelltengruppen. 

Demgegenüber bemerkt B.-M. Dr. G l a n z, daß eine Exemplifizierung nach seiner 

Anschauung schon deshalb ausgeschlossen sei, weil es sich um eine einmalige 

Notstandsaushilfe handle, die lediglich auf die im „Exekutivdienst“ stehenden Offiziere und 

Offiziersstellvertreter beschränkt sei. Übrigens würden die Bekleidungsstücke nicht in das 

Eigentum übergehen, sondern nur zur Benützung überlassen werden. 

Der Ministerrat erhebt schließlich den gestellten Antrag zum Beschluß. 

 

2. 

Abänderung des Heeresgebührengesetzes. 

B.-M. Dr. G l a n z unterbreitet dem Ministerrate den Entwurf eines Gesetzes, womit 

einige Bestimmungen des Gesetzes vom 20. Mai 1920, St.G.Bl. Nr. 235, über die Gebühren 

der österreichisch-ungarischen Wehrmacht (Heeresgebührengesetz) abgeändert und ergänzt 

werden und erbittet sich die Ermächtigung, diesen Gesetzentwurf, welcher den durch das 
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Bundesgesetz vom 16. Dezember 1920, B.G.Bl. Nr. 4 ex 1921, festgesetzten Änderungen des 

Besoldungsübergangsgesetzes Rechnung trägt, im Nationalrat einbringen zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

3. 

Erster Nachtrag zum Militärbesoldungsübergangsgesetz. 

B.-M. Dr. G l a n z erbittet und erhält vom Ministerrate die Ermächtigung, den Entwurf 

eines Gesetzes, womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom 20. Dezember 1919, St.G.Bl. 

Nr. 603 (Militärbesoldungsübergangsgesetz), entsprechend den Bestimmungen des IV. 

Nachtrages zum Besoldungsübergangsgesetz abgeändert und ergänzt werden, im Nationalrat 

einbringen zu dürfen. 

 

4. 

Erteilung eines Vorschusses an die Aktiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen. 

B.-M. Dr. P e s t a führt aus, daß die Aktiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen (Wien-

Baden samt Nebenlinien) schon seit geraumer Zeit infolge Steigerung der Betriebskosten und, 

obwohl ihre Tarife das ohne Gefahr der Konkurrenzfähigkeit zulässige Höchstausmaß 

erreichen, an finanziellen Schwierigkeiten leide, die sich in der letzten Zeit, insbesondere 

infolge der gesteigerten Personalkosten, derart verschärft hätten, daß das Jahr 1920 mit einem 

Betriebsabgange von rund 13½ Millionen Kronen abschließe. Auf den Dienst des 

Prioritätsanlehens sei hiebei noch gar nicht Rücksicht genommen. Da im Jahre 1921 eher eine 

Verschlechterung der Ergebnisse zu erwarten sei, habe die Gesellschaft im Dezember 1920 

dem Bundesministerium für Verkehrswesen angezeigt, daß sie genötigt sei, den Betrieb mit 

Ende 1920 einzustellen, wenn ihr die Staatsverwaltung nicht durch Subventionierung die 

Mittel zur Weiterführung des Betriebes zur Verfügung stelle. Sie fügte bei, daß ihr Bankkredit 

voll ausgenützt sei, und ihr auch die Hauptaktionäre, daß ist insbesondere die kontinentale 

Gesellschaft für elektrische Industrie in Nürnberg, keine weiteren Mittel mehr zur Verfügung 

stellen. Über Vorstellung des Bundesministeriums habe die Gesellschaft den obigen Termin 

bis 15. Jänner 1921 hinausgeschoben, sie sei aber entschlossen, an diesem Tage den Betrieb 

einzustellen. 

Diese Betriebseinstellung beinhalte für die Staatsverwaltung die Gefahr, daß entweder der 

Betrieb der Bahn von der hiefür nach ihrer Organisation nicht eingerichteten 

Staatseisenbahnverwaltung übernommen werden und diese dann auch für die ganzen 

Betriebsverluste aufkommen müßte, oder aber daß die Staatsverwaltung anderweitig für die 
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Entlohnung des Personals zu sorgen hätte, wenn nicht Verwicklungen, wie Sympathiestreiks 

auf der Südbahn, Aspangbahn und allenfalls auch auf den Staatsbahnen entstehen sollen. Im 

Falle der zweiten Alternative bliebe noch immer die bedeutende Schädigung der 

Verkehrsbedürfnisse der an die Bahn angeschlossenen Industrieunternehmungen, sowie der 

sehr zahlreichen Arbeiterbevölkerung jener Gegend bestehen. 

Zur Vermeidung dieser Komplikationen beabsichtige das Bundesministerium für 

Verkehrswesen der Gesellschaft nebst der Gewährung der im Lokalbahngesetze 

vorgesehenen, finanziell aber nicht ausschlaggebenden Begünstigung des Regiefrachtsatzes 

für ihre Betriebsmaterialien durch eine Vorschußerteilung auszuhelfen; dabei solle jedoch im 

Unterschiede zur Südbahn folgender Vorgang eingehalten werden: 

Die Staatsverwaltung gibt der Gesellschaft allmonatlich Vorschüsse von ungefähr 60 

Prozent jener Mehrkosten, die der Gesellschaft durch die seit 1. August 1920 erfolgte und 

weiter erfolgende Angleichung der Bezüge ihrer Bediensteten an die Bezüge der Bediensteten 

der Staatseisenhahnverwaltung erwachsen. Nach dem derzeitigen Stande der 

Besoldungsverhältnisse betragen diese Gesamtmehrkosten ungefähr 700.000 Kronen, ab 1. 

Jänner 1921 ungefähr weitere 800.000 Kronen monatlich. Sobald die Gesellschaft nach 

Deckung der Betriebsauslagen und des Prioritätsobligationendienstes einen 

Gebahrungsüberschuß erzielt, ist dieser in erster Linie zur Rückzahlung dieser Vorschüsse zu 

verwenden, so daß jede Gewinnausschüttung ausgeschlossen ist, solange Vorschüsse 

aushaften. Die Höhe der zu gewährenden Vorschüsse wird allmonatlich an der Hand der von 

der Gesellschaft vorzulegenden, getrennt nach den Bezügen bis 1. August 1920 und den 

seither eingetretenen Bezugserhöhungen zu erstellenden Gehalts- und Lohnlisten festgestellt, 

die Erwirkung der Vorschüsse der Gesellschaft also möglichst erschwert. Redner erbitte für 

diese Regelung die Zustimmung des Ministerrates. 

B.-M. Dr. G r i m m bemerkt, daß von den in Betracht kommenden Möglichkeiten die 

vorgeschlagene Lösung vom Standpunkte der Staatsfinanzen noch immer die günstigste sei; 

Redner stimme daher dem Vorschlage des Bundesministers für Verkehrswesen unter der 

Voraussetzung zu, daß eine Rückwirkung auf die Wiener elektrischen Straßenbahnen nicht 

eintrete und für die Bedeckung entsprechend vorgesorgt sei. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des Antrages. 

 

5. 

Streik der Postangestellten. 

Der V o r s i t z e n d e unterbreitet dem Ministerrate das im Sinne des gestrigen 
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Beschlusses eingeholte Gutachten von drei Mitgliedern des Verwaltungsgerichtshofes über 

die Rechtslage hinsichtlich der Regelung der dienstlichen Stellung des Nachwuchses im 

Bereiche der Postverwaltung auf Grund des Entpragmatisierungsgesetzes vom 1. Oktober 

1920. Nach dem wesentlichsten Inhalte des Gutachtens führe das Entpragmatisierungsgesetz 

für den Bereich der Postverwaltung nicht allgemein gültige neue Vorschriften ein, sondern 

schaffe nur für eine bestimmte, aus der bisherigen gemeinsamen Norm herausgehobene 

Gruppe Ausnahmsbestimmungen. Denn die bezügliche Ermächtigung der Regierung 

beschränke sich darauf, für jene Bedienstete, welche dies binnen sechs Wochen nach der 

Verlautbarung der neuen Besoldungsordnung mittels schriftlicher Erklärung ausdrücklich 

verlangt hatten, das dienstliche Verhältnis neu zu regeln und lediglich aus dieser Gruppe 

einen neuen Beamtenkörper zu bilden. Im übrigen aber haben für den Bereich der 

Postverwaltung die für das Dienstverhältnis der Angestellten bis dahin geltenden 

Bestimmungen, das ist insbesondere die Dienstpragmatik, weiterhin in Kraft zu bleiben. 

Weiters teilt der V o r s i t z e n d e mit, daß von dem Vertreter Amerikas in der 

österreichischen Sektion der Reparationskommission L o g a n an das Bundesministerium für 

Äußeres aus Paris nachstehendes Telegramm eingelaufen sei: 

„Es wird derzeit in Paris mit allem Nachdrucke über die österreichische Situation 

verhandelt. Die Technische Union, die Eisenbahnbediensteten und andere Organisationen 

sollten von diesen Bemühungen in Paris zu Gunsten Österreichs unterrichtet werden. Es ist 

die Erwartung gerechtfertigt, daß die Kohlen und Koksfrage für die österreichische Industrie 

und die Eisenbahnen in befriedigender Weise gelöst werden wird. Im Hinblicke auf die 

Lösung der Kohlenfrage und das Bestreben der Mächte, das Problem der österreichischen 

Finanzen zu erledigen, sollten die Arbeiterorganisationen alles in ihrer Kraft stehende tun, um 

das wirtschaftliche Leben aufrecht zu erhalten, die Bemühungen nach Hilfeleistung in diesem 

kritischen Stadium nicht zu behindern und die Austragung der schwebenden Streitfragen für 

kurze Zeit zurückzustellen.“ 

Der Ministerrat beschließt, das Telegramm der Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen, und 

tritt sodann in die Beratung der Streikangelegenheit ein. Bei diesen Beratungen stellt sich der 

Ministerrat in seiner Mehrheit auf den Standpunkt des Rechtsgutachtens der Mitglieder des 

Verwaltungsgerichtshofes, erklärt dabei aber seine Bereitwilligkeit, den sachlichen 

Bedürfnissen des Dienstes nach Vereinheitlichung des Personales der Postanstalt hinsichtlich 

der künftig eintretenden Bediensteten durch entsprechende gesetzliche Maßnahmen Rechnung 

zu tragen. 

Da jedoch die nebenher laufenden Verhandlungen der Bundesminister Dr. P e s t a und Dr. 
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R e s c h und des Ministerialrates Dr. A d l e r mit den Vertretern der beiderseitigen 

Gewerkschaftsorganisationen, insbesondere in der Frage der Behandlung des bereits im 

Dienste stehenden, noch nicht stabilisierten Nachwuchses zu keiner Einigung führen, bricht 

der Ministerrat die Verhandlung ab und beschließt in der Angelegenheit an den 

Hauptausschuß heranzutreten. 
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Protokoll Nr. 31a vom 14.Jänner 1921 (in b fehlen einige Punkte) 
Heinl: Durch dieses Gutachten ist der Standpunkt der Regierung gebilligt. Es erschwert auf 
der anderen Seite die Behandlung der Sache. Von diesem Standpunkt der Rechtslage wäre die 
sozialdemokratische Gewerkschaft zu verständigen, damit sie einsehen, dass sie mit Gewalt 
nicht etwas, was im Gesetz begründet ist, bekämpfen können. Sie sollen eine Novellierung 
einbringen, dann ist parlamentarische Behandlung gesichert und man kann über die 
Zweckmäßigkeit sprechen. Auf diesem Weg könnte man einen Rückzug finden. Dann wird 
auch die materielle Forderung ein Entgegenkommen ermöglichen, die Überstundengebühren. 
Ich glaube, dass in diesem Sinn vorgegangen werden kann. Besonders bitte ich, dass sofort an 
die Veröffentlichung dieses Gutachtens geschritten wird. 
Grünberger: Ich erblicke einen Vorteil für die Regierungsauffassung darin, dass dieses 
Gutachten sowie Forderung als eine nicht im Gesetz begründete darstellt. Das müsste 
veröffentlicht werden, denn das ist die günstige Basis der Verhandlungen. 
Mayr (Resch): Heinl hat beantragt die Gewerkschaftskommission von dem Gutachten zu 
verständigen. Ich habe T. mitgeteilt, dass ich ihm eine Verständigung zugehen lasse, wie die 
Sache steht. Ich glaube, dass man den Sozialdemokraten ein Zugeständnis machen muss. 
Heinl: Wir können vorläufig nicht weiter beraten. Wir müssen mit der 
Gewerkschaftskommission in Fühlung treten. Ich glaube, dass Resch und Pesta mit der 
Gewerkschaftskommission über den Rechtsstandpunkt verhandeln. Bei der Gelegenheit kann 
Pesta sagen, ich habe die Ansicht, dass Regierung eine Novellierung des Gesetzes 
vorzuschlagen. Ich mache aufmerksam, dass wir nur einer Gesamtentpragmatisierung 
zustimmen könnten und der bisherige Zustand aufrecht bleibt. 
Glanz: Wenn wir eine Option zugestehen, so ist es auf der Basis des Gutachtens schon ein 
Zugeständnis. 
Resch: Könnte man nicht mitteilen, sie haben zwar ein Recht, aber wir geben das 
Zugeständnis, dass der Angestellte bei der Definitivstellung für die Pragmatik oder die 
Besoldungsordnung entscheiden kann. 
Mayr: Verschärfung der Lage dadurch, dass 3 Gewerkschafter verhaftet wurden. Da tritt die 
gesamte Gewerkschaft dafür ein und es wird, wenn keine Änderung in der Sachlage eintritt, 
zu Streikankündigung der Telefon- und Telgrafenarbeiter kommen. Die Konsequenzen seien 
sehr ernst. Dann meint sie, der Kabinettsrat soll zu ihren Gunsten entscheiden. Ich erklärte 
das als unerfüllbares Verlangen, ich habe betont, dass keine Entscheidung zugunsten der 
Entpragmatisierten gefällt werden kann, wenn das Gutachten einen anderen Standpunkt 
einnimmt. Der Kabinettsrat kann das Gutachten annehmen oder ablehnen. Wenn das so ist, 
dann würde die Sachlage erleichtert, wenn der Kabinettsrat das Gutachten eventuell ablehnt. 
Bei der Rechtsauffassung der bürgerlichen Parteien können sie doch niemals erwarten, dass 
eine Entscheidung, wenn es nicht ganz gegen die Auffassung spricht, eine Entscheidung 
zugunsten des Entpragmatisierten gefällt werden kann. Sie verwiesen auf den Ernst der Lage, 
es ist aufmerksam gemacht, dass T. im Klub bleibt um die Entscheidung des Kabinettsrates 
abzuwarten. Wenn wir darüber irgendwie schlüssig werden, können wir Pesta und Resch mit 
dem Gutachten zu Verhandlung schicken. (in den s.d. Klub schicken) 
Resch: Ohne Zugeständnis wird es nicht zu machen sein. 
Heinl: Ich würde bitten, dass sich der Kabinettsrat dem Gutachten anschließt. Dadurch 
erscheint unsere Handlungsweise gedeckt. Pesta kann die Novellierung des Gesetzes anregen. 
Dann kommt die Sache ins Parlament und es sollen die parlamentarischen Parteien 
ausmachen, in welchem Ausmaß sie der Novellierung zustimmen. 
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Resch: Wird der Hauptausschuss sich mit der Sache beschäftigen. 
Mayr: Der Hauptausschuss bezeichnet das als Angelegenheit der Regierung, wenn jemand 
damit nicht zufrieden ist, soll er an den Hauptausschuss rekurrieren. 
Pesta: Ich muss mich dem formal juristischen Urteil als Jurist fügen. Die ganze 
Novellierungsgeschichte spricht gegen das Gutachten, denn was hätte das Entpr.Gesetz für 
einen Sinn. Nach den Tatsachen kann ich mich den Konsequenzen aus dem Gutachten für die 
Regierung als Ganzem nicht unterwerfen. Mein Standpunkt, der auch der Standpunkt der 
Streikenden ist, bleibt unverrückt. Es war die Absicht, einen einheitlichen Personenstock zu 
schaffen und gewährleistete Rechte nicht zu verletzen. Ich muss daher bitten, dass ich an 
meinem Standpunkt beharren darf, ich kann sonst in meinem Ressort nicht weiter arbeiten. 
Ich hätte den Boden ganz verloren und würde der Regierung keinen Dienst erweisen. 
Heinl: Ich würdige Standpunkt Pestas vollkommen. Es würde aber dies die Situation 
erschweren, Pesta hat erklärt, ich unterwerfe mich dem Gutachten sachlich, stehe er aber auf 
dem Standpunkt, dass ein einheitlicher Personenstand sein soll. Nachdem das Gesetz schlecht 
gemacht ist und das ausschließt, werde ich eine Novellierung des Gesetzes einbringen und die 
Regierung ist bereit, diesen Vorschlag anzunehmen. 
Pesta: Wenn die Organisation darauf eingeht und den Streik beendet, ist meine Situation eine 
andere. Wenn sie nicht darauf eingeht und der Streik andauert, dann kann ich Verantwortung 
für die weitern Folgen nicht auf mich nehmen. 
Heinl: Ich würde empfehlen, dass die beiden Herren mit T. in Verbindung treten. < 
2) Glanz: Notstandshilfe für Offiziere. 
(Grimm: Ich kann nichts dagegen sagen. Aber es ist sehr bedenklich die Offiziere mit 
Bekleidung auszustatten. Wir schaffen dadurch eine besondere Kategorie von 
Staatsangestellten. Der Beamte, der am Postschalter sitzt bekommt nichts. Wir werden ein 
Präjudiz. 
Glanz: Der exekutive Heeresdienst ist doch etwas Besonderes. Sie machen Märsche und 
Übungen. Auch die Sicherheitswache und Gendarmerie bekommt es) 
Grimm: Wegen Beispielsfolgerungen dagegen. 
Breisky: Guter Geist soll gehoben werden. 
Paltauf: Es werden doch alle Offiziere gleichmäßig im Dienst verwendet. 
Grimm: Die Unterscheidung wird sich nicht aufrechterhalten lassen. 
Glanz: Gegen die Ablehnung sind vom politischen Standpunkt die schwersten Bedenken. Die 
Offiziere sind in der Gruppe C und sehr verstimmt darüber. 
Grimm: Es geht nicht an, dass man aus dem Gesichtspunkt einer Gruppe etwas gibt, da uns 
die frühere Regierung ersuchte, eine Einheitlichkeit unter den verschiedenen Bediensteten 
herbeizuführen und die Unterschiede zwischen Militär und Zivil aus der Welt zu schaffen. Nur 
dadurch könnte Aufregung unter der Beamtenschaft vermieden werden. Das ist bisher so 
ziemlich auf ein Niveau gebracht worden. Wenn jetzt wieder eine Bevorzugung aus 
politischen Gründen geschehen soll, so ist das kein Argument. Was die Einreihung in die 
Gruppe C betrifft, so bin ich kein Anhänger davon, alle Offiziere in eine Gruppe zu berufen. 
Ich habe es nochmals überprüfen lassen und sehe dort, wo sie eine höhere Verwendung haben 
und Konzeptsdienst versehen, wäre es gerecht, sie alle auf A zu bringen. Alle sind jetzt in C, 
Unteroffiziere E. Jetzt werden für die Abteilungsleiter die Gruppe A im Heeresamt verlangt. 
Ich werde das Möglichste tun, um den Standpunkt zu erleichtern. 
Glanz: Es handelt sich nicht darum aus politischen Gründen eine sachliche Zuwendung zu 
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machen. Die Zuwendung ist sachlich gerechtfertigt, nur glaube ich, dass ich Ablehnung 
politisch nicht aushalten kann. Es liegt die formelle Zustimmung vor, die Herren wissen es 
und wenn es geworfen wird, weiß ich nicht was geschieht. 
Paltauf: Es war nur, dass Offiziere Kleider bekommen haben. 
Grimm: Wenn das Prinzip absolut aufrecht bleibt, dass Kleider nur für den Exekutivdienst 
ausgegeben werden, so hat man einer weiteren Ausdehnung entgegen zu treten. Die 
Berechtigten haben doch Naturalbekleidung. 
Glanz: Nur die Mannschaft 
Grimm: Es war seinerzeit Militär, Polizei und Gendarmerie besprochen. Es wundert mich der 
Unterschied. 
Glanz: Enge Einschränkung auf Truppendienst, einmalige Notunterstützung und Übergabe 
nur zur Benützung.  - Genehmigt. 
3) Mayr: Telegramm aus Paris von Cansey und Logan, dem amerikanischen Vertreter in 
Paris (an Schüller). Sie haben von dem Streik gehört und machen darauf aufmerksam, dass 
ihre Verhandlungen äußerst erschwert werden, wenn in Österreich solche Streiks sind. Sie 
sind mit den Verhandlungen soweit, dass in kurzer Zeit eine befriedigende Lösung erreicht 
sein wird. Sie kommen am 18. zurück und bitten dringend, die Arbeiterorganisation auf den 
Stand der Dinge aufmerksam zu machen und zu ersuchen, von allen derartigen Generalstreiks 
abzulassen. Ich teile das Ministerrat mit und glaube, dass am Besten ist, Schüller teilt das 
Resch und Pesta mit T. mit. 
Heinl: Telegramm an Bundespräsidenten, damit er sich zu einem Eingreifen bestimmt findet. 
Der Bundespräsident kann im Interesse des Staates ersuchen --- 
Mayr: Werden es durch Schüller Bundespräsidenten ersuchen lassen, mit Parteien Fühlung 
zu nehmen. 
4) (fehlt in Mitschrift b)Grimm: Bei mir ist eine Bank dafür, welche scharf gegen das 
Vorgehen da ist und der Vertreter der Rep.Komm. Formell sind sie allerdings nur da, um 
über die Frage des Num-Kredites zu entscheiden. Die Vertreter des Rep.Komm. vertreten den 
Standpunkt, dass sie bereit sind, wenn die Holländer von den restlichen 16 Mill. auf 9 Mill. 
verzichten, dass die österr.ungar. Bank, der Staat und die Bank je 1/3 dieses Darlehens bar 
bezahlen. Die Bank hatte sich auf dieses Geschäft eingelassen, hat aber gesagt, unter der 
Forderung, dass wir unseren Regress an den österr. Staat nehmen dürfen. Darauf erklärten 
die Vertreter, dass es der Regierung verwehrt ist in irgendeiner Form den Banken Regress zu 
gewähren, sowie sie überhaupt dem Staat jede Zahlung ohne Bewilligung der Rep.Komm. 
verbieten. Darauf will die Bank nicht eingehen. Die Bank wird versuchen einen anderen 
Ausgleich über den Num-Kredit zu erreichen, wobei sie den Standpunkt aufrecht erhalten 
will, dass es ausgeschlossen ist, dass diese Art der Zahlung von Valutaschulden 
aufrechterhalten bleibt. Die [..] ist den Banken 32 Mill schuldig. Die Bank dürfte von diesen 
Schulden nichts zurückzahlen. Es kommt darauf hinaus, dass wenn diese Zahlung verboten 
wird, die Beimengung der Vorkriegsschuld an England und Frankreich leidet und unsere 
Wirtschaft schärfstens betroffen ist. Verbunden ist das Begehren, dass sie Hand auf alle 
Aktiva im Interesse der Nachfolgestaaten legen und verteilen wollen. Es war nahe daran, dass 
ich hätte treffen müssen, noch heute eine Demarche beim franz. Botschafter zu intervenieren. 
Mit Mühe müssen wir diesen Standpunkt unter allen Umständen scharf vertreten. Es geht 
nicht, dass im Kabinettsrat jedes Ressort für sich mit Ausgleich eines Streiks befasst und wir 
bei der Rep.Komm. unterwerfen. Es bleibt nichts übrig als der Rep.Komm die Führung der 
Geschäfte zu übertragen. Bleibt die Entscheidung der Rep.Komm. aufrecht, dann bin ich 
dafür, den Finanzzusammenbruch zu erklären. Ich bitte, ist es nicht möglich, dass man Resch 
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und mich mitnimmt. Er ist keine offizielle Persönlichkeit, würde aber im Speziellen ein 
gewisses Gegengewicht bieten. Nachmittag will ich die Vertreter der Nachfolgestaaten zu mir 
bitten. 
Grünberger: Aus dem Telegramm ist zu sehen, dass die Engländer in Paris die Angelegenheit 
aufmerksam verfolgten. Ich möchte vorschlagen, dass Grimm und Schüller morgen über die 
Bankenfrage abgesehen von den sonstigen Verhandlungen den Oberst Causey zur 
Information Logan in der Sache spricht. Man muss ihm sagen, es ist eingewirkt worden, aber 
wirken auch in Paris ein, damit die Bemühungen in Paris nicht zunichte gemacht werden. 
Mayr: Die Mission Redlich nach Amerika ist gescheitert, weil Amerika keinen Gesandten 
wünscht, da der Kriegszustand noch nicht aufgehoben ist. Sie wollen halt sonst für uns 
einwirken. 
3) Glanz: Heeresgebührengesetz. 
4) Glanz: Militärbesoldungsgesetz. 
7) (fehlt in Mitschrift b) Heinl: Im Jahr 20 habe ich die Schaffung eines Ok. angeregt, das 
bestimmt ist, den Dienstbedarf für alle Staatsangestellten einheitlich zu führen. Ich 
verspreche mir von einer solchen Zentralisation sehr viel. Die Gemeinde Wien machte mit 
dem Gemeindewirtschaftsamt eine sehr gute Erfahrung. Vorläufig habe ich nur den 
zentralistischen Einkauf im Auge. Das stößt auf den Widerstand der eigenen Ok. in den 
verschiedenen Ämtern. Es ist außerordentlich unrational, wenn das so zerstreut ist. Vom 
Ressortstandpunkt ist es nicht möglich, die Sache aufzuzeigen. Das Finanzamt soll die Sache 
in Erwägung ziehen. 
Grimm: Mir gefällt eine solche Zentralisierung gut, wenn die anderen Ok. aufgelassen 
werden. 
8) Glanz: Beihilfe für                         
 
Der Nachwuchs soll, soweit sie im Verwaltungsdienst stehen, optieren können. Ich verlangte, 
dass man dem Nachwuchs ein Optionsrecht für künftige Zeiten gibt, dass sie nach 4-6 
Wochen sich für eine oder andere Gruppe erklären können. Das wurde zunächst abgelehnt, 
weil es auf Wochen hinaus die Unruhe im Dienst verlängert. Vielleicht ist auch das ein Weg. 
Heinl: Man muss darauf hinarbeiten, Option auf alle als Ausweg und Novellierung des 
Gesetzes. Der Kabinettsrat wird den sachlichen Erwägungen des Ministers Pesta, dass nur 
eine Kategorie bestehen soll, nachgeben. In der Ressortangelegenheit hat der Minister das 
erste Wort, ob die Novelle im Haus angenommen wird, darüber haben sich die politischen 
Parteien zu besprechen. Man muss verhandeln und man wird zu einem Ausweg kommen. Es 
ist dann die politische Tendenz entkleidet. 
Pesta: Der Gesetzesentwurf kann morgen eingebracht werden. Ich würde das machen vom 
sachlichen Standpunkt, was heute bei den Eisenbahnen besteht. In den Betriebsdienst werden 
die Bediensteten aufgenommen nach der Besoldungsordnung. Aus dem Betriebsdienst werden 
die optierten Leute in den Verwaltungsdienst genommen. 
Adler: Bauer hat gemeint, dass es im Wege ist, wenn wir uns mit Gewerkschaftskommission 
ins Einvernehmen setzen. Aber ich sagte, das hat nur einen Sinn, wenn wir mit 
Ausgleichsvorschlägen kommen. Es wurde gesprochen vom Gesetzesentwurf, es ist nur die 
Rede, dass es für den Nachwuchs gemacht wird, nicht im Sinne der Vereinheitlichung. Bauer 
fragte, welche Sicherheit übernimmt die Regierung, dass es wirklich Gesetz wird. 
Heinl: Wie kann die Regierung eine Gewähr dafür übernehmen, dass ein Entwurf Gesetz 
wird. 
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Adler: Wenn ich mit der Gewerkschaft verhandeln soll, muss ich wissen, woran ich bin. 
Heinl: Sie können sagen, dass wir wünschen, die Parteien sollen über die Fragen verhandeln. 
Mayr: Die Sozialdemokraten sind so stark, dass sie die anderen Parteien nötigen können, 
einen Regierungsantrag anzunehmen. Es wird auf einen Kompromiss bei den Verhandlungen 
hinauslaufen. 
Heinl: Wenn Pesta den Gesetzesentwurf einbringt und die Parteien sich über einen Weg 
einigen, so ist das kein Politikum. Wir können aus dem politisch gewordenen Streit nicht 
heraus kommen. Wir können nicht die Verantwortung dafür übernehmen. 
Mayr: Wenn Pesta uns sagt, er werde nur die Betriebsbeamten entpragmatisieren. Bezüglich 
des im Dienst stehenden Nachwuchses wird noch eine Optionsmöglichkeit ausgesprochen. 
Pesta: Ich müsste die Frage des gegenwärtigen nicht unter der Dienstpragmatik fallenden 
Nachwuchses von den Parteien regeln lassen. 
Mayr: Die Parteien vereinbaren, dass sie die im Dienst stehenden frei entscheiden lassen. 
Heinl: Wir sollen die Optionsfrist noch nicht aufnehmen. Sondern sagen bei dem Übertritt. 
Resch: Die Sache hat sich verschärft. Seitz(?) hat mitgeteilt, dass Z. mitteilt, dass Telefon- 
und Telegraphenstreik heute beginnt. Die christlichen und nationalen Postler nehmen den 
Standpunkt ein, es soll den Nicht-Optionsberechtigten freigestellt werden innerhalb einer 
gewissen Frist zu optieren. Sie haben gestern erklärt, das Gutachten bindet sie nicht. Sie 
wollen von der Regierung nur eine Entscheidung über diesen Punkt. Das Gutachten ist eine 
Unterstützung bei der Entscheidung. 
Adler: Ich habe jetzt den Vorschlag offiziell vorgebracht, dass gesagt wird die 3387 sollen 
eine 4-6 Wochen Optionsfrist bekommen. Nach dieser Zeit soll alles unter die 
Besoldungsordnung fallen. Wurde abgelehnt, weil er die Verhältnisse im Betrieb beunruhigt. 
Hingegen bringt Tomschik folgenden Vorschlag, alles, was Betrieb bei technischem Dienst 
ist, fällt unter die Besoldungsordnung, was reiner Verwaltungsdienst ist, kann entweder ein 
Optionsrecht bekommen oder er ist auch damit einverstanden, wenn er unter die 
Dienstpragmatik gestellt wird. Die Exekutive aber soll in die Besoldungsordnung fallen. Das 
ist inhaltlich der Standpunkt, den ja Minister Pesta für den Gesetzesantrag einnehmen will. 
Wir haben das ad referendum genommen. 
Resch: Wir haben gesprochen und beide Herren waren einverstanden und bringen dann 
unseren Vorschlag vor. Dass die Regierung sich verpflichtet zur Einbringung der 
Novellierung. Die 3387 werden bei der definitiven Einstellung unter die Besoldungsordnung 
kommen, und werden jetzt schon nach der Besoldungsordnung bezahlt. 
Pesta: Die Anwärter auf D und E Stellen der Dienstpragmatik könnten ihnen ausgeliefert 
werden und erst bei den C-Beamten das Optionsrecht einsetzen. 
Heinl: Ich habe mich neuerlich erkundigt um den Verkauf des Silbergeschirrs in der Hofburg. 
Ich habe keine Auskunft bekommen. 
Grimm: Die Sache steht bei Enderes. Ich kann ihn aber nicht empfangen. 
Heinl: Welche Vollmacht hat der Enderes, 
Grimm: Die Frage der Silberkammer hat mit den Gobelins bei der Rep.Komm. Über diese 
Frage ist nicht entschieden worden, sie haben nur die Wertpapiere freigegeben. Ich habe nur 
gebeten, die Entscheidung zu beschleunigen. 
Heinl: Welche Funktion hat Enderes eigentlich. Dass er sich schäbiger Schleichhandelsjuden 
zur Durchführung des Geschäftes bedient und einen niedrigen Wert erzielt, verstehe ich nicht. 
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Grimm: Das ist der Schätzwert 
Heinl: Ich bin kein Freund der Treuga, aber auf der anderen Seite hat die Treuga gewisse 
Vormacht bekommen. Enderes geht über die Treuga, an der Staat beteiligt ist, hinweg und 
macht eine Separatofferte. Durch solche Sachen kommen wir zu nichts. 
Grimm: Es ist damals von Enderes und vom Kabinett ausgesprochen worden, dass ihm alle 
Rechte gewahrt bleiben und den Verhandlungen das Finanzministerium beigezogen werden 
soll. Wie es sich bei den Gobelins gehandelt hat, hat ein Jurist zuerst gefragt, ob die Treuga 
beteiligt ist. 
Heinl: Man soll die Frage der Treuga studieren. Ich habe nichts einzuwenden von der 
Ermächtigung abzugehen, aber wenn die Ermächtigung da ist muss man sich daran halten. 
Pesta: Der Vorschlag über O-Recht ist glatt abgelehnt worden. Sie sagen deswegen sind sie 
in den Streik getreten. Adler hat sich bemüht, die Sache so zu richten, dass die Leute, welche 
kein Optionsrecht haben, auch finanziell schwer getroffen sind, weil sie weder nach 
Besoldungsordnung noch Pragmatik behandelt werden, ihnen finanziell entgegen zu kommen, 
aber auch das wurde abgelehnt. 
Heinl: Ich schlage vor, dass wir die Anträge, wie sie gefasst wurden, beschließen und sagen, 
dass ist der Beschluss des Ministerrates, wir wollen, dass die Parteien dazu Stellung nehmen. 
Mayr: Kabinettsrat tritt dem Gutachten des Verwaltungsgerichtshofes bei. Mit Rücksicht auf 
die sachlichen Argumente des Pesta beschließt der Kabinettsrat, da das Gesetz dagegen 
spricht, eine Novelle einzubringen. 
Pesta: Ich kann mich dem Gutachten absolut nicht fügen. Es ist nicht richtig. Es ist umso 
mehr unbegreiflich, wenn man bedenkt durch Zugeständnis der jetzt noch nicht fix 
Angestellten der 3387, wenn ich zugestehe, dass sie in den Betriebsdienst der 
Besoldungsordnung fallen, im Verwaltungsdienst der Pragmatischen wird im 
Zahlenverhältnis nichts Wesentliches geändert werden, denn die Leute, um die es sich dreht, 
sind sicher 80 % ohnedies sicher für Entpragmatisierung. 
Heinl: Ich möchte Pesta ersuchen. 
Adler: Z. (Zelenka) hat erklärt, die jetzigen Vorgänge bei der Post sind für die 
Telegrafenverwaltung von Wichtigkeit, weil die Besoldungsordnung durchgeführt werden 
soll. Wenn dort die Streitigkeiten neu beginnen sollten, so ist das ein unmöglicher Zustand, 
der den Dienst unmöglich macht. Sicherlich wird das Telegrafenpersonal an dem Streik sich 
beteiligen. Alle diese Personen, welche noch nicht Beamte sind, auf das Geld warten. Sie 
fallen weder unter die Besoldungsordnung noch unter die Dienstpragmatik. Sie sind in der 
bösesten Lage. Dieser Zustand würde die endgültige Regelung sehr verzögern. Eine Gruppe 
von 300 Personen, welche rückwirkend um 1 Jahr nach 20 Nov. ernannt wurden, könnte nicht 
optieren. Es wurde erklärt, wieso es Leute gibt, die weder unter die eine noch die andere 
Gruppe fallen. Zeitweilige Aushilfen, gewisse freie Beamtenkräfte und ständige 
Aushilfsdiener. Für alle diese Personen ist es so, dass sie nicht unter die Besoldungsordnung. 
Ich sollte zusichern Bezüge nach Besoldungsordnung und O.-Möglichkeit. Die Agitation hat 
die Verhältnisse vergiftet. Wenn Regierung etwas beschließt, was dem Standpunkt nicht 
Rechnung trägt, so müsste mit einer Verschärfung des Streiks gerechnet werden. 
Paltauf: Ein Mittelweg der Teilung wäre es doch. 
Heinl: Novellierung des Gesetzes, über Nachwuchs soll Hauptausschuss entscheiden. Wir tun 
uns leichter, wenn wir mit unseren Leuten reden können. 
Pesta: (Rotter?) steht auf dem Standpunkt, dass auch der Nachwuchs des Nachwuchses unter 
die Dienstpragmatik fallen muss. Sie wollen absolute Optionsfreiheit ohne Schranken. 
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Heinl: Man muss den Hauptausschuss beschäftigen. Zumindest muss mit den Parteien 
Fühlung genommen werden. Das Beste wäre, wenn Bundespräsident die Leute zusammen 
beruft. 
Mayr: Der Kabinettsrat sollte unabhängig von beiden Parteien einen Beschluss fassen. 1) 
Man tritt dem Gutachten des VGH bei. 
Pesta: Bei Beamtenanwärtern soll ein Optionsrecht zugestanden werden ohne Rücksicht ob 
Betrieb und Verwaltung, dagegen bei Unterbeamten und Dienern Besoldungsordnung. 
Pesta: Wr. Lokalbahnen: Mit Finanzministerium haben wir Fühlung genommen, Grimm hat 
sich aber nicht entschieden, sondern Entscheidung des Ministerrates gewünscht. 
Grimm: Die Frage der Subventionsgewährung wird weitere Kreise ziehen. Die Wiener El. – 
es ist ungünstig, dass sie abgelehnt wurde, aber es handelt sich um eine Gebietskörperschaft. 
Ich wäre lieber auf dem Standpunkt der Ablehnung geblieben. Es kommt aber hier zur 
Konsequenz, die uns finanziell noch unangenehmer ist, übernehmen wir den Betrieb oder das 
Personal, so müssen wir das auch unter Umständen bei den anderen Bahnen tun. 
Pesta: Um diese Art der Lösung reißen sich die Gesellschaften nicht. Seit der Sitzung über 
Lokalbahnen im Dez. haben sich im ganzen 7 Bahnen gemeldet, die erst studiert werden 
müssen, um andere Lösung zu finden. Hier ist die Sache terminiert, da der Betrieb eingestellt 
würde, wenn keine Subvention gegeben wird. 
Grimm: Wenn die Bahn den Betrieb einstellt, kommt es noch teurer, weil wir das Personal 
übernehmen müssen oder es zu Streiks kommt. Ich habe zwar schwere Bedenken, aber muss 
zustande kommen. Für die Wiener El. dürfen wir da keine Konsequenz ziehen. Es findet seine 
Bedeckung in den Personalaufwendungen. - Angenommen. 
Ausgemacht, dass Kabinettsrat zum Kabinettsbeschluss kommen wollte, weil die 
Verhandlungen mit den beiderseitigen Parteien einen solchen Beschluss nicht ermöglicht 
haben. Wir werden morgen versuchen sie fortzusetzen. bis 12 Uhr soll eine Entscheidung da 
sein. 
In ständiger Fühlungnahme mit den Vertretern. 
Bei Mitschrift b anhängend der Telegrammtext aus Paris zu Punkt 3) wie in gedrucktem 
Protokoll. Ergänzung: Unmittelbar nach meiner Ankunft in Wien werde ich Ihnen meine 
Ansichten über die Haltung der Vertreter der Mächte in Paris gegenüber dem 
österreichischen Problem offen auseinandersetzen. Ich arbeite im Einvernehmen mit Eichhoff 
und wir haben ständig bedeutsame Konferenzen mit wichtigen Funktionären. Beeinflussen Sie 
die Arbeiterschaft, jede Aktion zu verschieben, die das Wirtschaftsleben behindert bis nach 
meiner Ankunft in Wien eine Aussprache stattfinden kann. 

 


















































































